






Auch 2019: Gemeinden bleiben 
Musterschüler der Öffentlichen Hand. 
Im Vergleich zum Vorjahr hat sich die 
Zahlungsmoral von Bund, Ländern und 
Gemeinden leicht verbessert. So haben 
die Bundesbehörden ihren Zahlungs­

verzug auf sechs Tage (minus einen Tag) 
verringert. Die Länder verbessern sich 
auf fünf Tage (minus zwei Tage). Die 
Gemeinden fungieren dabei als Vorbild 
und liegen mit ihrem Zahlungsziel von 
26 Tagen (bei einem Zahlungsverzug 

von drei Tagen) unter der gesetzlichen 
Vorgabe von 30 Tagen. Das Schlusslicht 
vom vergangenen Jahr, das Burgenland, 
hat sich wie alle anderen Bundesländer 
verbessert. Einzige Ausnahme ist Vorarl­
berg mit plus drei Tage. 

Wie viel Vorsatz steckt hinter 
dem Nichtbezahlen? 
Als Hauptgrund für das Nichtbezahlen von 
Rechnungen seitens der Firmen wird die 
Ineffizienz der Verwaltung (53 %), gefolgt 
von momentanen Liquiditätsengpässen 
(44 %), genannt. Wenn es jedoch zu einem 
Zahlungsverzug der Privaten kommt, so 
wird dieser in erster Linie der Vergess­
lichkeit (59 %) zugeschrieben. Über alle 
Gruppen hinweg stehen die vorsätzlichen 
Gründe für das Nichtbezahlen stark im 
Fokus. So hat ein Drittel der Befragten das 
Gefühl, dass Privat- und Firmenkunden 
vorsätzlich nicht bezahlen. Gleichzeitig 
sind sie der Meinung, dass Firmen und 

die Öffentliche Hand ihre Machtposition 
ausnützen, um verspätet zu bezahlen. 

Internationaler Vergleich: 
Österreich im Spitzenfeld. 
Mehr als die Hälfte der Befragten (55 %) 
sieht beim Zahlungsverhalten von inter­
nationalen Kunden keinen Unterschied 
zu den nationalen. Dennoch setzt rund 
ein Drittel der Unternehmen auf Absi­
cherungsmaßnahmen wie Vorauskasse 
(71 %), Bonitätsauskünfte (58 %) oder 
eine Anzahlung (46 %). Befragt nach 
den Gründen für das Nichtbezahlen 
von Rechnungen, die an internationale 
Kunden ausgestellt werden, geben 71 % 
eine schlechtere Zahlungsmoral als in 
Österreich an. Der internationale Ver­
gleich untermauert diese Ergebnisse: 
Steht die heimische Zahlungsmoral doch 
deutlich positiver als der europäische 
Durchschnitt da – ein Bonus für den 
Wirtschaftsstandort Österreich.� n 

Es könnte so einfach sein: 
Würden Rechnungen nicht 
stark vorsätzlich liegen 
bleiben, müssten Unter-
nehmen sich nicht so viele 
Sorgen um Zahlungsaus-
fälle machen.

AB-Check zur Zahlungsmoral in Österreich 2019
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Helle Köpfe

René Jonke,  
Leiter KSV1870 Region Süd, hielt am 19. Juli 
vor rund 35 Teilnehmern eine Präsentation auf 
der Delegiertenkonferenz der Jungen Wirtschaft 
Steiermark.

Klaus Schaller,  
Leiter KSV1870 Region West, referierte am  
25. Juli im Unternehmens- und Kreativzentrum 
Werkstätte Wattens zum Thema „Etablierung 
eines Liquiditäts- und Risikomanagements“ vor 
rund 15 Zuhörern. 

Hans-Georg Kantner,   
L e i ter  K S V1870 Ins o lvenz ,  nahm am  
29. August auf Einladung der Wirtschafts­
kammer Österreich an einem Workshop zum  
Thema „Unternehmerbild der WKO“ teil. 

QUER
GELESEN

Bewusste Zusammenarbeit

Vor allem Führungskräfte 
sowie Mitarbeiter im Ver­
kauf nutzen die Persön­
lichkeits-Profilierung, um 
ihren Umgang mit anderen 
Menschen erfolgreicher zu 
gestalten. Das Buch hilft, 
persönliche Stärken und 
Begrenzungen zu erkennen, 
Verhaltenstendenzen leichter 
wahrzunehmen, Reibungs­
verluste zu verringern und Mitarbeiter gezielter 
einzusetzen. 

Friedbert Gay, Debora Karsch
Das persolog® Persönlichkeits-Profil 
Persönliche Stärke ist kein Zufall
Verlag: GABAL, 2019
196 Seiten, gebunden
Preis: 35,90 Euro
ISBN: 978-3-86936-929-7

Markenwahrnehmung
 
Viele Marken verkaufen 
sich weit unter ihrem Wert. 
In seinem Buch zeigt Öster­
reichs führender Marken­
posi t ionier ungsexper te 
Michael Brandtner anhand 
von Praxisbeispielen auf, 
wie man in diesem von der 
Globalisierung und Digita­
lisierung getriebenen Wett­
bewerbsumfeld die eigene 
Marke optimal positioniert. 

Michael Brandtner
Markenpositionierung im 21. Jahrhundert
Linde Verlag 
216 Seiten
Preis: 29,90 Euro
ISBN: 9783709306604

Profitable Vertriebstelefonate 

Gerade wenn es um Akquise 
und Kundenkontaktpflege 
geht, sollte der Griff zum 
Hörer immer die erste Wahl 
sein. Nur im persönlichen 
Gespräch können Verkäufer 
direkt mit ihrer Kompetenz 
punkten. Das Buch begleitet 
die Leser durch die Erfolgs­
stufen eines Telefonats und 
bietet darüber hinaus sofort 
umsetzbare Tipps. Checklisten und kleine Übungen 
unterstützen dabei, rhetorisch auf ganzer Linie zu 
überzeugen – und das nicht nur am Telefon. 

Claudia Fischer
Bei Anruf Umsatz
Verlag: GABAL, 2019
392 Seiten, gebunden
Preis: 29,90 Euro
ISBN: 978-3-86936-942-6
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Aktuelles aus Rechtsprechung 
und richterlicher Praxis

Erwerb eines Unternehmens aus 
einer Insolvenzmasse und Firmen-
fortführung

 
Die Firma muss zur Kennzeichnung des Unter­
nehmens geeignet sein und Unterscheidungskraft 
besitzen. In die Firma eines Einzelunternehmers 
oder einer eingetragenen Personengesellschaft darf 
der Name einer anderen Person als des Einzelunter­
nehmers oder eines unbeschränkt haftenden Gesell­
schafters nicht aufgenommen werden. Wer jedoch ein 
bestehendes Unternehmen unter Lebenden oder von 
Todes wegen erwirbt, darf für das Unternehmen die 
bisherige Firma fortführen, wenn der bisherige Unter­
nehmer oder dessen Erben ausdrücklich einwilligen. 
Gleichgültig ist, wer das Unternehmen erwirbt.
Das gilt auch bei einem Kauf des Unternehmens 
aus der Insolvenzmasse. Er liegt vor, wenn (wie im 
Anlassfall) der Insolvenzverwalter zwar das schuld­
nerische Anlage- und Umlaufvermögen veräußerte 
und weder im Kaufvertrag noch im Genehmigungs­
beschluss des InsolvenzG ausdrücklich vom Kauf 
eines „Unternehmens“ die Rede war, es sich bei 
den vom Käufer erworbenen „Fahrnissen“ aber um 
sämtliche erforderlichen Produktionsmittel des 
Unternehmens handelte, ihm die zur Produktion 
erforderlichen Kenntnisse weiterhin zur Verfügung 
standen und die Mietrechte an der Produktions­
stätte auf ihn übergegangen sind.
Die ausdrückliche Einwilligung zur Firmenfort­
führung steht dann grundsätzlich dem Massever­
walter zu (4 Ob 311/00i; 4 Ob 263/16d [Pkt 4.]). 
Sie muss zweifelsfrei zum Ausdruck kommen und 
gegenüber dem Erwerber, nicht gegenüber dem  
G abgegeben werden. Auch eine eindeutige konklu­

dente Zustimmung zur Firmenfortführung ist „aus­
drücklich“. Im Unternehmensverkauf allein kann 
sie regelmäßig aber noch nicht erblickt werden.

ZIK 2018/294, 
IO: § 2 Abs 2, § 114a Abs 4, § 117, UGB: §§ 18, 20, 22,  

OLG Wien 22.11.2017, 6 R 355/17w  

 
  

Beendigung des Abschöpfungs
verfahrens und Rekursfrist

Der Beschluss über die Beendigung des Abschöpfungs­
verfahrens ohne Erteilung der Restschuldbefreiung 
ist öffentlich bekannt zu machen. Bereits mit der 
öffentlichen Bekanntmachung durch Aufnahme 
in die Insolvenzdatei wird die Rechtsmittelfrist in 
Lauf gesetzt, und zwar unabhängig davon, ob auch 
noch eine besondere Zustellung an die Beteiligten 
erfolgt ist (RIS-Justiz RS0065237; zuletzt etwa 8 Ob 
91/18t). Die Berechnung der Rekursfrist beginnt am 
Tag nach der öffentlichen Bekanntmachung, er ist 
der erste Tag der Rechtsmittelfrist (8 Ob 231/98y;  
8 Ob 121/01d; 8 Ob 231/98y).

Anmerkung: Im gleichen Sinn OGH 19.7.2018, 8 Ob 
91/18t. Dort weist der Fachsenat noch darauf hin, 
dass eine Rekursentscheidung gem § 260 Abs 5 IO 
öffentlich bekannt zu machen ist, wenn der Beschluss 
des InsolvenzG öffentlich bekannt zu machen war 
und nicht zur Gänze bestätigt worden ist.

ZIK 2019/103, 
IO: § 213 Abs 2, §§ 252, 257 Abs 2, § 260, ZPO: § 125, 

OGH 24.10.2018, 8 Ob 135/18p  

Erlöschen einer Personengesell-
schaft und Eröffnung eines  
Insolvenzverfahrens 

Eine Personenhandelsgesellschaft erlischt ohne 
Liquidation, wenn nur noch ein Gesellschafter ver­
bleibt. Das Gesellschaftsvermögen geht im Wege der 
Gesamtrechtsnachfolge auf ihn über. Sie findet auch 
dann statt, wenn das Ausscheiden der bisherigen 
Gesellschafter und der Eintritt desjenigen, auf den 
das Unternehmen der Gesellschaft zum Zwecke 
der Fortführung als Einzelunternehmen übergehen 
soll, gleichzeitig erfolgen (4 Ob 78/01a). Der Ver­
mögensübergang vollzieht sich mit Wirksamwerden 
der Übernahmeerklärung des verbleibenden Gesell­
schafters. Damit wird die Gesellschaft aufgelöst und 
ohne Liquidation voll beendet. Der Übernehmer 
tritt ohne besonderen Übertragungsakt die Rechts­
nachfolge in sämtliche Aktiva und Passiva der 
Gesellschaft an. Die Eintragung der Vermögens­
übernahme sowie der Auflösung und Löschung der 
Gesellschaft wirkt somit nur deklarativ. An einer 
vollzogenen Vermögensübernahme und Vollbeendi­
gung der Gesellschaft kann eine nachträgliche Eröff­
nung des Insolvenzverfahrens über das Vermögen 
der Personengesellschaft nichts mehr ändern.

ZIK 2018/292
IO: § 1, UGB: § 142,  

OLG Wien 30.10 2017, 6 R 326/17f

Gläubigerschutz

1

Die ZIK
Zeitschrift für Insolventrecht & Kreditschutz

In der ZIK finden der Rechts- und Unternehmensberater sowie der 
Unternehmer prägnante Berichte über die aktuelle Rechtslage im 
Insolvenzrecht und Kreditschutz sowie über wichtige Entwicklungen 
in Gesetzgebung und Praxis.

Jetzt einsteigen: zik.lexisnexis.atzik

Jahresabonnement 2019
für KSV1870 Mitglieder

um nur € 229,– (statt 269,–) 

Bestellen Sie unter: 
Tel.: (01) 534 52-0

Fax: (01) 534 52-141
E-Mail: kundenservice@lexisnexis.at

ZIK Inserat_KSV_2019.indd   1 12.11.2018   16:03:13
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Steuertipps
Aktuelle BFG-Entscheidung zur 
Berücksichtigung von laufenden 
Kostenbeiträgen beim Sachbezug 
PKW

Das BFG hat entschieden, dass § 4 Abs 7 der Sach­
bezugswerteverordnung, wonach Kostenbeiträge 
des Arbeitnehmers an den Arbeitgeber den Sachbe­
zugswert mindern, so auszulegen ist, dass laufende 
Kostenbeiträge (mit Ausnahme der Übernahme 
von Treibstoffkosten durch den Arbeitnehmer) 
auch dann, wenn die Anschaffungskosten des PKW 
48.000 Euro übersteigen, vom höchstmöglichen 
Sachbezugswert gem § 4 Abs 1 Sachbezugswertever­
ordnung (je nach CO2-Ausstoß: 720 Euro bzw 960 
Euro) abzuziehen sind. Dies widerspricht der für den 
Arbeitnehmer ungünstigeren Ansicht der Finanz­
verwaltung laut LStR Rz 186 und Rz 187, wonach 
laufende Kostenbeiträge vor Anwendung des ange­
führten Höchstbetrages zu berücksichtigen sind.

Die Sachbezugswerteverordnung sieht in § 4 Abs 
7 eine Regelung, betreffend die Berücksichtigung 
von Kostenbeiträgen des Arbeitnehmers bei der 
Berechnung des Sachbezugswertes, vor. Demnach 

„mindern Kostenbeiträge des Arbeitnehmers an den 
Arbeitgeber den Sachbezugswert“.

Die Auslegung dieser Regelung in Bezug auf laufende 
Kostenbeiträge ist strittig.

•	 �Die Finanzverwaltung vertritt in den LStR Rz 186, 
Beispiel 3, und Rz 187 die Ansicht, dass laufende 
Kostenbeiträge vor Anwendung der Höchstbe­
träge laut § 4 Abs 1 Sachbezugswerte-VO (960 
Euro bzw 720 Euro) zu berücksichtigen seien.

Für die Berechnung des Sachbezugswertes bedeutet 
diese Sichtweise:

-	� In einem ersten Schritt ist je nach Höhe des CO2-
Ausstoßes der Prozentsatz von 2 % bzw 1,5 % auf 
die Anschaffungskosten anzuwenden.

-	� In einem zweiten Schritt ist der derart errechnete 
Betrag um den Kostenbeitrag zu vermindern.

-	� In einem dritten Schritt ist das Ergebnis aus dem 
zweiten Schritt mit dem maximalen Sachbezugs­
wert (960 Euro bzw 720 Euro) zu vergleichen. Ist 
der Betrag nach dem zweiten Schritt höher als der 
maximale Sachbezugswert, wird der maximale 
Sachbezugswert angesetzt; ansonsten der Betrag 
nach dem zweiten Schritt.

•	 Beispiel 3 laut LStR Rz 186:

Angabe:
Das KFZ (Anschaffungsjahr 2015) hat einen CO2-
Emissionswert von 125 g/km, daher ist ein Sachbezug 
von 1,5 % der Anschaffungskosten anzusetzen.

-	 Anschaffungskosten: 50.000,00 Euro 
-	 Kostenbeitrag laufend pro Monat: 300,00 Euro

Lösung:
Sachbezug 1,5 % von 50.000 Euro: 750,00 Euro 
Abzüglich Kostenbeitrag laufend 300,00 Euro: Sach­
bezug 450,00 Euro 

•	 �Das BFG ist nun – in einer noch unveröffent­
lichten Entscheidung – zu einer anderen Auf­
fassung, betreffend Berücksichtigung laufender 
Kostenbeiträge bei der Berechnung des Sachbe­
zugswertes, gelangt.

	 o	� Demnach ist der Vergleich mit dem maximalen 
Sachbezugswert bereits als zweiter Berech­
nungsschritt nach Anwendung des Prozent­
satzes auf die Anschaffungskosten anzustellen. 
Ergebnis des zweiten Schrittes kann daher nur 
höchstens der maximale Sachbezugswert (960 
Euro bzw 720 Euro) oder ein allfällig nied­
rigerer Betrag nach dem ersten Schritt sein.

	 o	� Von diesem Ergebnis – dh höchstens vom 
maximalen Sachbezugswert laut § 4 Abs 1 
Sachbezugswerte-VO – ist der Kostenbeitrag in 
Abzug zu bringen.

	 o	� Die Berechnungsweise nach der BFG-Entschei­
dung führt in jenen Fällen, in denen der vor 
Berücksichtigung des Kostenbeitrages errechnete 
Betrag höher als der maximale Sachbezugswert 
nach § 4 Abs 1 Sachbezugswerte-VO ist (also bei 
PKW-Anschaffungskosten über 48.000,00 Euro), 
zu einem geringeren Sachbezugswert.

•	 Beispiel 3 der LStR Rz 186 etwa wäre unter 
Anwendung dieser Methode wie folgt zu lösen:

Sachbezug 1,5 % von 50.000 Euro: 750,00 Euro 
Maximaler Sachbezugswert: 720,00 Euro
Abzüglich Kostenbeitrag laufend 300,00 Euro: Sach­
bezug 420,00 Euro 

Das BFG begründet seine Ansicht mit den juristi­
schen Interpretationsmethoden für Gesetzesvor­
schriften. Aus einer Wortinterpretation von § 4 Abs 
7 Sachbezugswerte-VO ergäbe sich eindeutig, dass 
laufende Kostenbeiträge des Arbeitnehmers gegen 
den gemäß § 4 Abs 1 Sachbezugswerte-VO ermit­
telten Sachbezugswert – und somit auch bei entspre­
chend hohen Anschaffungskosten allfällig gegen den 

maximalen Sachbezugswert – zu verrechnen seien. 
Eine weitere Definition oder Einschränkung, die 
eine darüber hinausgehende Interpretation rechtfer­
tige, finde sich im Verordnungstext nicht.

Dieses Ergebnis der Wortinterpretation entspräche 
auch der Systematik der Verordnung: Wenn durch 
die Verordnung ein maximal möglicher lohnwerter 
Vorteil aufgrund des Sachbezugs PKW festgelegt sei, 
könnten Kostenbeiträge konsequenterweise nur von 
diesem in Abzug gebracht werden. Die Berechnungs­
methode laut Finanzverwaltung führt laut BFG hin­
gegen zu unsachlichen Ergebnissen, kann sie doch 
dazu führen, dass Personen, die ohne Berücksichti­
gung von Kostenbeiträgen denselben (maximalen) 
Sachbezug zu versteuern hätten, bei Berücksich­
tigung jeweils gleich hoher Kostenbeiträge unter­
schiedlich hohe Sachbezüge zu versteuern hätten.

Hinzuweisen ist darauf, dass das BFG-Urteil nach der 
aktuellen Rechtslage nur auf laufende Kostenbeiträge 
anwendbar ist. Im Gegensatz zu laufenden Kostenbei­
trägen ist die Vorgehensweise für einmalige Kosten­
beiträge bei der Berechnung des Sachbezugswertes 
nämlich ausdrücklich im Verordnungstext geregelt: 

„Bei einem einmaligen Kostenbeitrag ist der Sachbe­
zugswert von den um den Kostenbeitrag geminderten 
Anschaffungskosten zu berechnen.“

Relevanz könnte das Urteil aber auch noch 
für einmalige Kostenbeiträge, die vor dem 31. 
Dezember 2015 geleistet wurden, haben. Bis zum 
31. Dezember 2015 war nämlich für die Berücksich­
tigung einmaliger Kostenbeiträge zudem alternativ 
die Möglichkeit vorgesehen, diese „auf acht Jahre 
verteilt vom laufend ermittelten Sachbezugswert 
abzuziehen“ (vgl § 4 Abs 7 Sachbezugswerte-VO idF 
vor BGBl II Nr 243/2015).

Die Finanzverwaltung vertrat in den LStR Rz 186 
und Rz 187 idF vor dem Wartungserlass 2015 die 
Ansicht, dass die verteilten einmaligen Kostenbei­
träge – ebenso wie die laufenden Kostenbeiträge 

– vor Anwendung der Höchstbeträge laut § 4 Abs 1 
Sachbezugswerte-VO (960 Euro bzw 720 Euro) zu 
berücksichtigen seien.

Eine Wortlautinterpretation im Sinne der BFG-
Entscheidung könnte aber auch in Bezug auf die ver­
teilten Kostenbeiträge, die nach damaligem Verord­
nungstext vom „laufend ermittelten Sachbezugswert“ 
abzuziehen sind, zu einem anderen Ergebnis führen.

Zur Verfügung gestellt von der 
KPMG Austria GmbH. 

Neuigkeiten und Änderungen 
im Steuerrecht
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Wichtige OGH-Urteile 
für Unternehmen

Verbraucherrecht
Unternehmereigenschaft  
bei Online-Verkäufen 

Sachverhalt: Ein Verbraucher kaufte im Fern­
absatz eine Armbanduhr. Nach Erhalt der Uhr 
wollte der Käufer vom Vertrag zurücktreten. Der 
bulgarische Verkäufer verweigerte dies, da er die 
Auffassung vertrat, er sei selbst Konsument, wes­
wegen dem Käufer das Recht auf Widerruf der 
Vertragserklärung ihm gegenüber nicht zustehe; 
weiters träfen ihn aus demselben Grund verschie­
denste Informationspflichten nicht, da diese nur 
für Gewebetreibende im Fernabsatz gelten. Die 
zuständige Behörde stellte daraufhin Erhebungen 
an und stellte fest, dass der Verkäufer insgesamt 
acht Anzeigen über den Verkauf unterschiedlicher 
Sachen geschalten hatte. Die Behörde wertete den 
Verkäufer daher als Gewerbetreibenden und nicht 
als Konsumenten. Sie verhängte daraufhin mehrere 
Strafen gegen ihn, weil er ihrer Ansicht nach unter­
schiedliche Informationspflichten gegenüber dem 
Käufer nicht erfüllt hat. Das vom Verkäufer angeru­
fene Kreisgericht hob die Strafen auf, die Behörde 
bekämpfte wiederum diese Entscheidung vor dem 
Verwaltungsgericht, welches die Sache dem EuGH 
zum Vorabentscheid vorlegte. Dabei begehrte es 
vom EuGH die Beantwortung der Frage, ob in einer 
Situation wie dieser, in der eine natürliche Person 
im Internet eine Reihe von Anzeigen über den 
Verkauf verschiedener Waren mit erheblichem Wert 
schaltet, diese Person die Eigenschaft eines Unter­
nehmers im Sinne der Richtlinie 2005/29 zukommt.

Entscheidung: Der EuGH befasste sich in diesem 
Zusammenhang erstmals mit der Abgrenzung 
von Konsumenten und Unternehmern. Konsu­
mentenschutzrechte wie das Widerrufsrecht oder 
umfassende Informationsrechte stehen einem 
Konsumenten grundsätzlich nur dann zu, wenn 
sein Vertragspartner ein Unternehmer ist (zB § 1 
KSchG, § 1 FAGG). Dies wird durch das Kräfteun­
gleichgewicht begründet, welches zwischen Konsu­
menten und Unternehmern regelmäßig gegeben ist. 
Ist der Verkäufer selbst ein Verbraucher, sind diese 
Bestimmungen nicht anwendbar. Vor allem aber 
für den Verkäufer ist die Abgrenzung gravierend: 
So drohen bei Vernachlässigung der umfassenden 
Informationspflichten Verwaltungsstrafen, und 
der Vertragspartner kann bis zu ein Jahr lang vom 

Vertrag zurücktreten (§ 12 FAGG). Weiters setzt 
sich der Verkäufer ggf Unterlassungsansprüchen 
von Konsumentenschutzverbänden oder Mitbe­
werbern aus.

Grundsätzlich ist der Begriff „Unternehmer“ laut 
EuGH weit auszulegen. Dabei betont er, dass es sich 
bei der Abgrenzung immer um eine Entscheidung 
im Einzelfall handelt, wobei insbesondere zu berück­
sichtigen ist, ob der Verkäufer planmäßig handelt, 
ob mit dem Verkauf Erwerbszwecken nachgegangen 
wird, ob der Verkäufer über Informationen oder 
technische Fähigkeiten hinsichtlich der von ihm 
zum Verkauf angebotenen Waren verfügt, sodass 
er sich gegenüber diesem Verbraucher in einer vor­
teilhafteren Position befindet, ob der Verkäufer eine 
Rechtsform hat, die ihm die Vornahme von Han­
delsgeschäften erlaubt, und in welchem Ausmaß der 
Online-Verkauf mit einer wirtschaftlichen Tätigkeit 
des Verkäufers zusammenhängt, ob der Verkäufer 
mehrwertsteuerpflichtig ist, ob der Verkäufer im 
eigenen Namen auftritt, ob der Verkäufer neue 
oder gebrauchte Waren zum Zweck des Wiederver­
kaufs erwirbt und dieser Tätigkeit auf diese Weise 
eine gewisse Regelmäßigkeit, Häufigkeit und/oder 
Gleichzeitigkeit im Verhältnis zu seiner gewerb­
lichen oder beruflichen Tätigkeit verleiht und ob die 
zum Verkauf gestellten Waren alle gleichartig sind.

Diese Kriterien sind laut EuGH weder abschließend 
noch ausschließlich. Die Tatsache, dass einige der 
Kriterien erfüllt sind, hat nicht automatisch zur 
Folge, dass die Unternehmereigenschaft gegeben 
ist. Im Gegenteil muss sich dies aus der Gesamt­
betrachtung ergeben. Der EuGH hat daher klar 
erkennen lassen, dass alleine die Tatsache, dass der 
Verkäufer mehrere Verkaufsanzeigen geschalten hat, 
nicht ausreicht, um eine Unternehmereigenschaft 
zu begründen.

EuGH 4.10.2018, C-105/17

Zivilrecht
Das unvollendete Tattoo 

Sachverhalt: Der Beklagte ist Tätowierer, die 
Klägerin sollte von diesem eine Tätowierung 
erhalten. Nach zwei Sitzungen, bei denen der 

Beklagte mängelfreie Tätowierungen vornahm, 
für welche die Klägerin auch jeweils 200 Euro 
bezahlte, verweigerte der Beklagte in der dritten 
Sitzung die Fortsetzung des Tattoos. Die Klägerin 
trat daraufhin vom Vertrag zurück und begehrte 
vom Beklagten 7.200 Euro an Schadenersatz 
wegen Nichterfüllungsschäden (Laserbehandlung 
zur Entfernung der bisherigen Leistung). Das 
Erstgericht gab dem Begehren teilweise statt, das 
Berufungsgericht hob das Urteil des Erstgerichts 
auf und erklärte die ordentliche Revision an den 
OGH für zulässig. Dieser wies das gesamte Klags­
begehren ab.

Entscheidung: Die Vereinbarung, ein Tattoo zu 
stechen, ist als Werkvertrag zu qualifizieren. Es 
stellt sich die Frage, welche Konsequenzen das 
teilweise Unterbleiben der vereinbarten Leistung 
hat. In der Vergangenheit wurde bereits judiziert, 
dass mangelhafte Tattoos einen gewährleistungs­
rechtlichen (und daher verschuldensunabhän­
gigen) Anspruch auf Entfernung der mangelhaften 
Leistung nach sich ziehen können, sofern dieser 
Mangel nicht bloß geringfügig ist (LG Graz 5 R 
51/14b). Im gegenständlichen Fall ist die Leistung 
jedoch nicht mangelhaft, sondern unvollständig, 
weswegen der OGH den Fall anders zu lösen 
hatte: Nach §§ 920, 921 ABGB ist der Gläubiger 
im Falle einer vom Schuldner zu vertretenen Lei­
stungsvereitlung so zu stellen, als wäre der Vertrag 
ordnungsgemäß erfüllt worden. Es muss also der 
durch das Unterbleiben der Erfüllung erlittene 
Nachteil ersetzt werden. Dieser Nachteil besteht 
gegenständlich jedoch nicht aus den Kosten der 
Entfernung, sondern aus den Kosten für die Fer­
tigstellung durch einen anderen Tätowierer. Einen 
solchen Schaden hat die Klägerin aber ausdrück­
lich nicht begehrt, weswegen das gesamte Klagsbe­
gehren abzuweisen war.

Anmerkung: Anders gelagert wäre der Fall, wenn 
die erbrachte Teilleistung so mangelhaft gewesen 
wäre, dass eine Fertigstellung nicht möglich gewesen 
wäre. Diesfalls hätte der Tätowierer sein bisheriges 
Werk grundsätzlich zu beseitigen gehabt.

OGH 22.3.2018, 9 Ob 87/18m

Zur Verfügung gestellt von 
Rechtsanwälte Andréewitch & Partner, Wien.  
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Wirtschaftsbarometer

Tops
Der Pharmamarkt ist von Natur 
aus innovationsgetrieben, Studien 
bescheinigen der Branche auch 
in Zukunft starkes Wachstum. 
Pharmaunternehmen müssen sich 
künftig allerdings auf ein zuneh­
mend schwieriges Marktumfeld 
einstellen. Die Gewinnspannen 
sinken, doch die Digitalisierung 
ermöglicht neue Geschäftsmodelle, 
besonders im Bereich Gesundheits-
IT-Lösungen. 

Top 10 Hersteller pharmazeutischer Erzeugnisse

1.	 P&G Health Austria GmbH & Co. OG Spittal an der Drau K 211

2.	 G.L. Pharma GmbH Lannach ST 215

3.	 Gebro Pharma GmbH Fieberbrunn T 216

4.	 Fresenius Kabi Austria GmbH Graz ST 220

5.	 Richter Pharma AG Wels O 224

6.	 AOP Orphan Pharmaceuticals Aktiengesellschaft Wien W 229

7.	 EVER Neuro Pharma GmbH Unterach am Attersee O 230

8.	 GSK-Gebro Consumer Healthcare GmbH Fieberbrunn T 231

9.	 Kwizda Pharma GmbH Wien W 245

10.	 Hermes Pharma Ges.m.b.H. Wien W 246
ÖNACE-Code: 21* Herstellung von pharmazeutischen Erzeugnissen. 
Basis der Auswertung sind Unternehmen mit mindestens 100 Millionen Euro Umsatz. 
Gereiht wurden Unternehmen, deren Umsatzzahlen in unserer Datenbank zuordenbar erfasst sind. Ein Anspruch auf Richtigkeit und/oder Vollständigkeit kann nicht 
abgeleitet werden. Bei den Top 10 handelt es sich um jene Unternehmen, die dem KSV1870 ihre Zustimmung zur Veröffentlichung gegeben haben. Stand: 5.9.2019

6,7 % Personengesellschaften

Legende zum KSV1870 Rating: 
100–199 kein Risiko, 200–299 sehr geringes Risiko, 
300–399 geringes Risiko, 400–499 erhöhtes Risiko, 
500–599 hohes Risiko, 600–699 sehr hohes Risiko, 
700 Insolvenzkennzeichen

KSV1870 Rating-Profil
Verteilung auf KSV1870 Rating-Klassen im Vergleich 
zu Wirtschaft Österreich gesamt.
Bsp.: 20,6 % der Unternehmen sind in Rating-Klasse 2. 
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Branchenstruktur nach Rechtsformen 
Bsp.: 6,7 % der Unternehmen dieser Branche sind Personengesellschaften.

49,4 % Einzelunternehmen

43,9 % Kapitalgesellschaften 

Branchenstruktur nach Bundesländern 
Bsp.: 5,8 % der Unternehmen sind in Oberösterreich ansässig. � in Prozent
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Tops & Flops der 
österreichischen Wirtschaft

Flops
Die Europäische Union hat ihren Mit­
gliedern ein Verfahren zur raschen 
und unbürokratischen Vermeidung 
von Konkurs verordnet, das sehr 
komplex und aufwendig anmutet. 
Wenn man sich die Großverfahren 
aus dem August ansieht, fällt auf, 
dass sieben dieser Verfahren als 
Sanierungsverfahren eröffnet wurden. 
Nicht alle eröffneten Sanierungsver­
fahren führen dann am Ende auch 
zu einer erfolgreichen Sanierung. 
Dennoch verbleibt der Befund, dass 
es in keinem Land der Welt so viele 
Firmensanierungen aus Insolvenzen 
wie in Österreich gibt, und das in 
Windeseile (drei bis vier Monate)  
und zu sehr geringen Kosten. 

Die 10 gröSSten Insolvenzen August  2019

1.	 Gruber & Kaja High Tech Metals GmbH St. Marien Neuhofen SV. o. EV. 27,1 Mio.

2.	 Consot UnternehmensbeteiligungsgesmbH Guntramsdorf SV. o. EV. 6,4 Mio.

3.	 SCM Produktions- und Vertriebs GmbH Staasdorf Konkurs 4,5 Mio.

4.	 Urban Air SCS GmbH; vormals: Urban Air GmbH Wien SV. o. EV. 4,0 Mio.

5.	 Christian Auer (Gastgewerbe) Obertilliach Konkurs 3,5 Mio.

6.	 CRV Bauträger GmbH Wien SV. o. EV. 3,3 Mio.

7.	 Isotec Automation und Technologie GmbH Tulln Konkurs 2,3 Mio.

8.	 Heinz Steinberger e.U. (Modehandel) Graz SV. o. EV. 1,8 Mio.

9.	 FOON GmbH Graz SV. o. EV. 1,7 Mio.

10.	 ITS Eckl & Co GmbH Timelkam SV. o. EV. 1,6 Mio.
SV. o. EV. = Sanierungsverfahren ohne Eigenverwaltung� geschätzte Passiva in Mio. EUR

	 W	N Ö	BGL D	O Ö	SLBG	  VLBG	T	ST  MK	 KTN	G esamt

Aufteilung der Verbindlichkeiten 
in Mio. EUR 
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Eröffnete Insolvenzen nach GröSSenordnung 
der Verbindlichkeiten August 2019

Fälle Verbindlichkeiten*

Insolvenzen bis 1 Mio. Euro 228 18,1

Insolvenzen über 1 Mio. Euro bis 5 Mio. Euro 12 27,9

Insolvenzen über 5 Mio. Euro bis 10 Mio. Euro 1 6,4

Insolvenzen über 10 Mio. Euro bis 50 Mio. Euro 1 27,1

Insolvenzen über 50 Mio. Euro 0 0,0

242 79,5
� *geschätzte Passiva in Mio. EUR
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Unsere Kreditversicherungen schützen Sie bei Forderungsausfällen.
Ob links oder rechts – als zuverlässiger Partner begleiten wir Sie auf 
dem Weg zu Ihrem Unternehmenserfolg.

Zu einer Entscheidung gehört
der Mut, sie zu treffen.

sind jetzt ACREDIA, Österreichs führende Kreditversicherung – www.acredia.at


